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Stadt Bad Salzuflen 
 
19 Bekanntmachung über das Recht auf Ein-

sichtnahme in das Wählerverzeichnis und die 
Einspruchsmöglichkeiten und die Erteilung 
von Eintragsscheinen und Bekanntgabe der 
Eintragungszeiten und Auslegungszeiten für 
das Volksbegehren Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 
jetzt 

 
I. Das Wählerverzeichnis der Stadt Bad Salzuflen für 

das Volksbegehren wird in der Zeit vom 
24.01.2017 bis 27. 01. 2017 während der allge-
meinen Öffnungszeiten im Rathaus, Rud.-
Brandes-Allee 19, Erdgeschoss, Zimmer E 31 
(Bürgerberatung), 32105 Bad Salzuflen, zu fol-
genden Zeiten für Wahlberechtigte zur Einsicht-
nahme bereitgehalten: 

 
24.01.2017 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr, 
(Dienstag) 

 
25.01.2017 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr, 
(Mittwoch) 

 
26.01.2017 8.00 Uhr bis 17.30 Uhr, 
(Donnerstag) 

 
27.01.2017 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 
(Freitag) 

 
Jede/r Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der zu seiner/ihrer Person im Wäh-
lerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. 
Sofern ein/e Unterschriftsberechtigte/r die Richtig-
keit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Personen über-
prüfen will, hat er/sie Tatsachen glaubhaft zu ma-
chen, aus denen sich die Unrichtigkeit oder Un-
vollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben 
kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für 
die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 
34 Abs. 6 des Meldegesetzes NRW eingetragen 
ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten 
Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich. 
 
Wählen/Teilnehmen kann nur, wer in das Wähler-
verzeichnis eingetragen ist oder einen Eintra-
gungsschein hat. 

 
Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder un-
vollständig hält, kann innerhalb der Einsichtsfrist, 
spätestens am 27.01.2017 bis 17.00 Uhr, bei dem 
Bürgermeister der Stadt Bad Salzuflen, Rathaus, 
Rud.-Brandes-Allee 19, Erdgeschoss, Zimmer E. 
31 (Bürgerberatung), 32105 Bad Salzuflen, Ein-
spruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich 
oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt 
werden. 

 
II. Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag 
 

 
1. jede/r in das Wählerverzeichnis eingetragene/r 

Wahlberechtigte/r, 
2. ein/e nicht in das Wählerverzeichnis eingetra-

gene/r Wahlberechtigte/r 
a) wenn er/sie nachweist, dass er/sie ohne 

sein/ihr Verschulden die Einspruchsfrist 
gegen das Wählerverzeichnis versäumt 
hat, 

b) wenn er/sie aus einem von ihm/ihr nicht zu 
vertretenden Grund nicht in das Wähler-
verzeichnis aufgenommen worden ist,  

c) wenn seine/ihre Berechtigung zur Teilnah-
me an der Wahl erst nach Ablauf der Ein-
spruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis 
entstanden ist oder sich herausstellt. 

 
Eintragungsscheine können von eingetragenen 
Wahlberechtigten bis zum 31.05.2017, 17.00 Uhr, 
beim Bürgermeister (Wahlamt) mündlich oder 
schriftlich beantragt werden. Die Schriftform gilt 
auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, 
E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare 
Übermittlung in elektronischer Form als gewahrt. 
Fernmündliche Anträge sind unzulässig und kön-
nen deshalb nicht entgegengenommen werden. 
Ein/e behinderte/r Wahlberechtigte/r kann sich bei 
der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person 
bedienen. 

 
III. Teilnehmen am Volksbegehren kann jede/r Wäh-

ler/in, der/die im Wählerverzeichnis eingetragen 
ist.  
Die Teilnahme erfolgt durch Listeneintrag oder 
durch Eintragungsschein. Parallel zur Listenausle-
gung gibt es eine freie Unterschriftensammlung.  
Jede/r Teilnehmer/in kann seine Unterschrift nur 
einmal abgeben.  
 
Die Eintragungslisten werden von den Initiatoren 
beschafft. Die amtliche Auslegung erfolgt im Rat-
haus, Rud.-Brandes-Allee 19, Erdgeschoss, Zim-
mer E. 31 (Bürgerberatung), 32105 Bad Salzuflen 
vom  

02.02.2017 – 07.06.2017 
 

während der Bürozeiten. Als weitere Zeiten für die 
Auslegung sind die Sonntage 

19.Februar 2017,  
26.März 2017,  
30.April 2017 und  
28.Mai 2017  
von 12:00 Uhr – 16:00 Uhr 

für die Listeneintragung nutzbar. 
 

Die Listeneintragung kann nur stattfinden, wenn 
die hierfür erforderlichen Eintragungslisten von 
den Vertrauenspersonen des Volksbegehrens in-
nerhalb der gesetzlichen Frist (bis 01.02.2017) der 
Stadt Bad Salzuflen zur Verfügung gestellt wer-
den. 

 
Bad Salzuflen, den   
Der Bürgermeister 
    DS 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 



28 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 

Stadt Barntrup 
 
20 Bekanntmachung der Stadt Barntrup über die 

Auslegung der Eintragungslisten (Ort und Zeit) 
des Volksbegehrens "Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G 9 
jetzt!" in der Zeit vom 02. Februar 2017 bis 07. 
Juni 2017 

 
1. Auf Antrag hat die Landesregierung gemäß Artikel 68 

Abs. 1 Satz 5 der Landesverfassung und § 10 Abs. 1 
Satz 3 VIVBVEG die amtliche Listenauslegung für ein 
Volksbegehren zugelassen, das auf folgenden Gegen-
stand der politischen Willensbildung gerichtet ist: 
Der Landtag möge sich befassen mit dem "Abitur 
nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute 
Bildung, G 9 jetzt!" 

2. Die Zulassung der amtlichen Listenauslegung ist am 
05. Januar 2017 vom Ministerium für Inneres und 
Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen im Mi-
nisterialblatt Nr. 1 Seite 14 des Landes Nordrhein-
Westfalen bekannt gemacht worden. Gemäß § 12 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes über das Verfahren bei 
Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid (VI-
VBVEG) erfolgt die amtliche Listenauslegung in der 
Zeit vom 02. Februar 2017 bis 07. Juni 2017, unter 
dem Vorbehalt, dass die amtlichen Eintragungslisten 
durch die Vertrauenspersonen des Volksbegehrens in-
nerhalb der gesetzlich vorgesehenen Frist (bis zum 01. 
Februar 2017) der Stadt zur Verfügung gestellt werden. 

3. In unserer Stadt liegen die Eintragungslisten für 
das Volksbegehren zu folgenden Öffnungszeiten: 
montags 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr, sowie 14.00 Uhr bis 
17.00 Uhr 
dienstags/mittwochs  8.30 Uhr bis 12.00 Uhr,  sowie 
14.00 Uhr bis 15.30 Uhr 
donnerstags 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr, sowie 14.00 
Uhr bis 18.00 Uhr 
freitags 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und an folgenden 
Sonntagen 19. Februar 2017, 26. März 2017, 30. Ap-
ril 2017 und 28. Mai 2017  
jeweils von 10.00 Uhr bis 14.00 Uhr 
Mittelstraße 38, Zimmer-Nr. 4/9, 32683 Barntrup aus. 

4. Eintragungsberechtigt ist, wer innerhalb der Ausle-
gungsfrist wahlberechtigt zum Landtag Nordrhein-
Westfalen ist bzw. wird, in das Wählerverzeichnis 
(Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) eingetragen 
ist und sein Stimmrecht nicht verloren hat. 

 
Barntrup, den 10. Januar 2017 
Der Bürgermeister 
 
 
Schell 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
21 Bekanntmachung der Stadt Barntrup über das 

Recht auf Einsichtnahme in das Wählerver-
zeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberech-
tigten) und auf Beantragung eines Eintra-
gungsscheines anlässlich der amtlichen Lis-
tenauslegung für das von der Landesregierung 
zugelassene Volksbegehren "Abitur nach 13 
Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bil-
dung, G 9 jetzt !" vom 02. Februar 2017 bis 07. 
Juni 2017 

 
1. Das Volksbegehren ist auf folgenden Gegenstand der 

politischen Willensbildung gerichtet: Der Landtag möge 
sich mit dem Volksbegehren "Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!" mit 
dem Ziel, dass an Gymnasien in NRW das Abitur wie-
der nach einer Regelschulzeit von 13 Jahren – ohne 
Pflicht zum Nachmittagsunterricht – abgelegt wird, be-
fassen. 

2. Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragsbe-
rechtigten) für das Volksbegehren für die Stadt Barntrup 
wird in der Zeit vom 24. bis 27. Januar 2017 während 
der allgemeinen Öffnungszeiten bei der Stadt Barntrup, 
Mittelstraße 38, Zimmer-Nr. 4, 32683 Barntrup, für Ein-
tragungsberechtigte zur Einsichtnahme bereit gehalten.  
Jeder Eintragungsberechtigte kann die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der zu seiner Person in dem Verzeichnis 
eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Eintra-
gungsberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
von anderen im Wählerverzeichnis (Verzeichnis der 
Eintragungsberechtigten) eingetragenen Personen 
überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, 
aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Verzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf 
Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von 
Eintragungsberechtigten, für die im Melderegister eine 
Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmelde-
gesetzes eingetragen ist. 
Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsbe-
rechtigten) wird im automatischen Verfahren geführt. 
Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät mög-
lich. 
Zur Eintragung in die amtlich ausgelegten Listen wird 
nur zugelassen, wer in das Wählerverzeichnis (Ver-
zeichnis der Eintragungsberechtigten) eingetragen ist. 

3. Wer das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintra-
gungsberechtigten) für unrichtig oder unvollständig hält, 
soll sofort nach Einsichtnahme Einspruch einlegen; der 
Einspruch muss spätestens am letzten Tage der Ein-
sichtfrist eingelegt werden. 

4. Eine individuelle Benachrichtigung der in das Wähler-
verzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) 
eingetragenen Eintragungsberechtigten über die Lis-
tenauslegung, die Voraussetzungen für die Eintragung 
in die Listen sowie die Eintragungsstellen erfolgt nicht. 

5. Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag (Antrags-
möglichkeit bis zum 31. Mai 2017)  
a) jeder in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Ein-

tragungsberechtigten) eingetragene Antragsteller, 
b) ein nicht in das Verzeichnis eingetragener Antrag-

steller, wenn er nachweist, dass er ohne sein Ver-
schulden die Einspruchsfrist versäumt hat oder 
wenn sich seine Berechtigung zur Teilnahme an 
dem Volksbegehren erst nach Ablauf der Ein-
spruchsfrist herausstellt. 
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Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch 
schriftliche Vollmacht des Antragstellers nachwei-
sen, dass er hierzu berechtigt ist. 

 
Ein Eintragungsschein kann auch auf der 
Internetseite der Stadt Barntrup unter 
www.barntrup.de  beantragt werden. 

 
Barntrup, den 10. Januar 2017 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Schell 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
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Stadt Blomberg 
 
22 Bekanntmachung der Stadt Blomberg über das 

Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Eintragungsscheinen für 
die Auslegung des Volksbegehren „Abitur 
nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für 
gute Bildung, G9 jetzt!“ 

 
1. Das Wählerverzeichnis für das Volksbegehren „Abitur 
nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, 
G9 jetzt!“ (Eintragungsfrist vom 02.02.2017 bis 07.06.2017) 
der Stadt Blomberg wird in der Zeit vom 24.01.2017 bis 
zum 27.01.2017 während der allgemeinen Öffnungszeiten 
im Bürgerbüro, Altes Amtsgericht, Am Martiniturm 1, Zim-
mer 4,7,8, 32825 Blomberg für Stimmberechtigte zur Ein-
sichtnahme bereitgehalten. Der Zugang ist barrierefrei. 
Stimmberechtigte können die Richtigkeit oder Vollständig-
keit der zu ihrer Person im Wählerverzeichnis eingetrage-
nen Daten überprüfen. Sofern ein Stimmberechtigter die 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen 
will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich 
eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerver-
zeichnisses ergeben kann.  
 
Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der 
Daten von Stimmberechtigten, für die im Melderegister ei-
nen Sperrvermerk gemäß den § 51 Bundesmeldegesetz 
(BMG) eingetragen ist. 
 
In die Eintragungslisten kann sich nur eintragen, wer in das 
Eintragungsverzeichnis eingetragen ist oder einen Eintra-
gungsschein hat.  
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren 
geführt; die Einsicht ist durch ein Datensichtgerät möglich.  
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-
ständig hält, kann in der Zeit vom 24.01.2017 bis spätes-
tens zum 27.01.2017 um 12.00 Uhr schriftlich oder zur 
Niederschrift Einspruch einlegen. Der Einspruch ist bei der 
Stadt Bürgerbüro, Altes Amtsgericht, Am Martiniturm 1, 
Zimmer 4,7,8, 32825 Blomberg einzulegen. 
 
3. In das Wählerverzeichnis sind bei der Aufstellung alle 
Wahlberechtigten mit deutscher Staatsangehörigkeit einzu-
tragen, die bis zum letzten Tag der Eintragungsfrist das 18. 
Lebensjahr vollendet haben werden. Die Eintragungsfrist 
endet am 07.06.2017. 
 
Darüber hinaus sind auch deutsche Staatsangehörige 
durch Nachtrag in das Wählerverzeichnis aufzunehmen,  
die nach Abschluss des Wählerverzeichnisses bis einschl. 
zum 22.05.2017 nach NRW zuziehen und bis zum 
07.06.2017 das 18. Lebensjahr vollenden werden. 
 
4.Wer nicht in das Verzeichnis der Eintragungsberechtigten 
eingetragen ist, aber glaubt, eintragungsberechtigt zu sein, 
muss spätestens bis zum 27.01.2017 Einspruch gegen das 
Verzeichnis der Eintragungsberechtigten einlegen, wenn er 
nicht Gefahr laufen will, dass er sein Recht auf Eintragung 
in Eintragungslisten nicht ausüben kann. 
 
 
 
 

 
5. Eintragungsscheine sind bei der Gemeinde zu beantra-
gen, in der der Antragsteller in das Wählerverzeichnis ein-
getragen ist; dies gilt auch bei Wohnungswechseln inner-
halb des Landes. Stimmberechtigte, die nicht in das Wäh-
lerverzeichnis eingetragen sind, erhalten auf Antrag ent-
sprechend § 3 Abs. 4 Satz 2 des Landeswahlgesetzes ei-
nen Eintragungsschein von der Gemeinde, in deren Wäh-
lerverzeichnis sie hätten eingetragen werden müssen.  
 
Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag 
 
5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Stimmbe-
rechtigter, 
 
5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener 
Stimmberechtigter, 
 
a) wenn er nachweist, dass er aus einem von ihm nicht zu 
vertretenden Grund die Einspruchsfrist gegen das Wähler-
verzeichnis (bis zum 27.01.2017) versäumt hat, 
 
b) wenn er aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grund 
nicht in das Wählerverzeichnis aufgenommen worden ist, 
 
c) wenn seine Wahlberechtigung erst nach Ablauf der Ein-
spruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis entstanden ist 
oder sich herausstellt. 
 
Der Eintragungsschein kann bis zum 31.05.2017, 12:00 
Uhr, im Bürgerbüro, Altes Amtsgericht, Am Martiniturm 1, 
Zimmer 4,7,8, 32825 Blomberg schriftlich oder mündlich 
beantragt werden. Die Schriftform gilt auch durch Tele-
gramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige 
dokumentierbare elektronische Übermittlung als gewahrt.  
 
Die Eintragungsscheine können auch als Web-Antrag über 
www.blomberg-lippe.net beantragt werden. Fernmündliche 
Anträge sind unzulässig und können nicht entgegenge-
nommen werden. Bei der Antragstellung müssen Familien-
name, Vornamen, Geburtsdatum und Wohnanschrift (Stra-
ße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) angegeben werden. 
 
Stimmberechtigte, die des Schreibens oder Lesens unkun-
dig sind oder durch körperliches Gebrechen gehindert sind, 
den Eintragungsschein zu unterzeichnen, können sich der 
Hilfe einer anderen Person bedienen. Auf dem Eintra-
gungsschein hat die oder der Stimmberechtigte oder die 
Hilfsperson gegenüber der Gemeindebehörde an Eides 
statt zu versichern, dass die Erklärung der Unterstützung 
des Volksbegehrens persönlich oder gemäß dem erklärten 
Willen der oder des Stimmberechtigten abgegeben worden 
ist. 
 
Der Eintragungsschein wird übersandt oder amtlich über-
bracht. Versichert eine stimmberechtigte Person glaubhaft, 
dass ihr der beantragte Eintragungsschein nicht zugegan-
gen ist, kann ihr bis zum 07.06.2017, 12:00 Uhr, ein neuer 
Eintragungsschein erteilt werden.  
 
Der Eintragungsschein kann auch durch die stimmberech-
tigte Person persönlich abgeholt werden. An andere Per-
sonen kann der Eintragungsschein nur ausgehändigt wer-
den, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme durch Vor-
lage einer schriftlichen Vollmacht und einen amtlichen 
Ausweis nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Per-
son nicht mehr als vier Stimmberechtigte vertritt; dies hat 
sie der Stadt vor dem Empfang der Unterlagen schriftlich 
zu versichern.  
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6. Mit dem Eintragungsschein erhält der Stimmberechtigte 
 
- ein Vorblatt zum Eintragungsschein mit Erläuterungen 
(zum Verbleib) 
- einen amtlichen Eintragungsschein (Volksbegehren) zur 
Rücksendung 
 
Der ausgefüllte und unterschriebene Eintragungsschein 
muss der Stimmberechtigte rechtzeitig an die angegebene 
Stelle in einem verschlossenen Kuvert so rechtzeitig ver-
senden und ausreichend frankieren, dass der Eintragungs-
schein dort spätestens bis 07.06. 2017, 12.00 Uhr eingeht. 
Er kann auch bei der angegebenen Stelle persönlich abge-
geben werden. 
 
Blomberg, 12.01.2017  
 
 
gez. Geise, Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
 
 
 
23 Bekanntmachung über den Auslegungsort und 

die Auslegungszeit der Eintragungslisten für 
das Volksbegehren „Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 
jetzt“ nach dem Gesetz über das Verfahren bei 
Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksent-
scheiden NRW 

 
1. Die Stadt Blomberg bildet einen Eintragungsbezirk. Die 
Listenauslegung erfolgt vom 02.02.2017 bis zum 
07.06.2017. Die Listen liegen  wie folgt im Bürgerbüro, Al-
tes Amtsgericht, Am Martiniturm 1, Zimmer 4,7,8, 32825 
Blomberg zur Eintragung aus: 
 
Montag und Dienstag: 
08.00 - 16.00 Uhr 
 
Mittwoch und Freitag: 
08.00 - 12.00 Uhr 
 
Donnerstag: 
08.00 - 18.00 Uhr 
 
und zusätzlich 
 
Sonntag 19.02.2017: 
08:00 – 12:00 Uhr 
 
Sonntag 26.03.2017: 
08:00 – 12:00 Uhr 
 
Sonntag 30.04.2017: 
08:00 – 12:00 Uhr 
 
Sonntag 28.05.2017: 
08:00 – 12:00 Uhr 
 
Der Zugang ist barrierefrei. 
 
2. Jeder Stimmberechtigte kann sich nur in dem Eintra-
gungsbezirk eintragen, in dessen Wählerverzeichnis er ge-
führt wird. Die Stimmberechtigten haben bei der Eintragung 
ihren Personalausweis oder Reisepass zur Eintragung mit-
zubringen. 
 

 
3. Jeder Stimmberechtigte kann sein Stimmrecht nur ein-
mal und nur persönlich ausüben.  
 
4. Die Eintragung geschieht handschriftlich mit Name, Vor-
name, Anschrift (Hauptwohnung), Datum der Eintragung 
und handschriftlicher Unterschrift. Erklären Eintragungsbe-
rechtigte, dass sie nicht schreiben können, so ist die Ein-
tragung von Amts wegen unter Vermerk dieser Erklärung 
zu bewirken.  
 
5. Wer sich unbefugt einträgt oder sonst ein unrichtiges Er-
gebnis des Volksbegehrens herbeiführt oder das Ergebnis 
verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft; der Versuch ist strafbar (§ 107 a 
Abs. 1 und 3 in Verbindung mit § 108 d des Strafgesetz-
buchs). 
 
Blomberg, 12.01.2017 
 
 
gez. Geise, Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
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Stadt Detmold 
 
24 Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht 

in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Ein-
tragungsberechtigten) und die Erteilung von 
Eintragungsscheinen für die Listenauslegung 
des Volksbegehrens „Abitur nach 13 Jahren 
an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 
jetzt!“ 

 
1. In das Verzeichnis der Eintragungsberechtigten für die  

Stadt Detmold können Stimmberechtigte in der Zeit 
vom 24.01.2017 bis 27.01.2017 während der Dienst-
stunden bei der Stadt Detmold, Bürgerberatung, Gra-
benstr. 1, 32756 Detmold, Einsicht nehmen. Die Ein-
sicht erfolgt durch Einblick in die elektronischen Daten.  

 
Dienststunden: 
montags und dienstags 08.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
mittwochs und freitags  08.00 Uhr bis 12.30 Uhr 
donnerstags   08.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 
2. Jede/r Stimmberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-

ständigkeit der zu ihrer/seiner Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein/e 
Stimmberechtigte/r die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprüfen will, hat sie/er Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses erge-
ben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Stimmberechtigten, für die im 
Melderegister eine Auskunftssperre  gem. § 51 Abs. 1 
des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist.  

 
Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-
ständig hält, soll sofort nach Einsichtnahme Einspruch 
einlegen; der Einspruch muss spätestens am letzten 
Tage der Einsichtsfrist (27.01.2017) eingelegt werden.   
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift erhoben werden. 

 
3. In das Wählerverzeichnis sind bei der Aufstellung alle 

Stimmberechtigten mit deutscher Staatsangehörigkeit 
einzutragen, die bis zum letzten Tag der Eintragungs-
frist das 18. Lebensjahr vollendet haben werden. Die 
Eintragungsfrist endet am 07.06.2017. 

 
Darüber hinaus sind auch deutsche Staatsangehörige 
durch Nachtrag in das Wählerverzeichnis aufzuneh-
men,  die nach Abschluss des Wählerverzeichnisses 
bis einschl. zum 22.05.2017 nach NRW zuziehen und 
bis zum 07.06.2017 das 18. Lebensjahr vollenden wer-
den.  

 
4. Wer nicht in das Verzeichnis der Eintragungsberechtig-

ten eingetragen ist, aber glaubt, eintragungsberechtigt 
zu sein, muss spätestens bis zum 27.01.2017 Ein-
spruch gegen das Verzeichnis der Eintragungsberech-
tigten einlegen, wenn er/sie nicht Gefahr laufen will, 
dass er/sie sein/ihr Recht auf Eintragung in Eintra-
gungslisten nicht ausüben kann. 

 
In die Eintragungslisten kann sich nur eintragen, wer in 
das Eintragungsverzeichnis eingetragen ist oder einen 
Eintragungsschein hat.  

 

 
5. Die amtliche Listenauslegung kann nur dann stattfin-

den, wenn die hierfür erforderlichen Eintragungslisten 
durch die Vertrauenspersonen des Volksbegehrens in-
nerhalb der gesetzlichen Frist (bis zum 01. Februar 
2017      gem. § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 VIV-
BVEG) der Stadt Detmold zur Verfügung gestellt wer-
den (Vorbehalt).  

 
6. Eintragungsscheine sind bei der Gemeinde zu beantra-

gen, in der die Antragstellerinnen und Antragsteller in 
das Wählerverzeichnis eingetragen sind; dies gilt auch 
bei Wohnungswechseln innerhalb des Landes. Stimm-
berechtigte, die nicht in das Wählerverzeichnis einge-
tragen sind, erhalten auf Antrag entsprechend § 3 Abs. 
4 Satz 2 des Landeswahlgesetzes einen Eintragungs-
schein von der Gemeinde, in deren Wählerverzeichnis 
sie hätten eingetragen werden müssen.  

 
7. Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag 
 

7.1 ein/e in das Wählerverzeichnis eingetragene/r 
Stimmberechtigte/r, 

7.2 ein/e nicht in das Wählerverzeichnis eingetrage-
ne/r   Stimmberechtigte/r, 

a) wenn er/sie nachweist, dass er/sie aus einem von 
ihm/ihr nicht zu vertretenden Grund die Einspruchs-
frist gegen das Wählerverzeichnis (bis zum 27. 
01.2017) versäumt hat, 

b) wenn er/sie aus einem von ihm/ihr nicht zu vertre-
tenden Grund nicht in das Wählerverzeichnis auf-
genommen worden ist, 

c) wenn seine/ihre Wahlberechtigung erst nach Ablauf 
der Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis 
entstanden ist oder sich herausstellt. 
 

Eintragungsscheine können von eingetragenen Stimm-
berechtigten bis Mittwoch, 31.05.2017, bei der Stadt 
Detmold (Bürgerberatung) persönlich oder schriftlich 
beantragt werden. Die Schriftform wird auch durch Te-
legramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder durch 
sonstige dokumentierte elektronische Übermittlung ge-
wahrt. Die Eintragungsscheine können auch als Web-
Antrag über www.detmold.de beantragt werden. Fern-
mündliche Anträge sind unzulässig und können nicht 
entgegengenommen werden. Bei der Antragstellung 
müssen Familienname, Vornamen, Geburtsdatum und 
Wohnanschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) 
angegeben werden.  

 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch 
schriftliche Vollmacht des Antragstellers nachweisen, 
dass er hierzu berechtigt ist.  
 
Versichert ein/e Stimmberechtigte/r glaubhaft, dass 
ihm/ihr der beantragte Eintragungsschein nicht zuge-
gangen ist, kann ihm/ihr bis zum 07. Juni 2017, 12.30 
Uhr ein neuer Eintragungsschein erteilt werden. Ein/e 
behinderter Stimmberechtigte/r kann sich bei der An-
tragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

 
8. Mit dem Eintragungsschein erhält der/die Stimmberech-

tigte 
− ein Vorblatt zum Eintragungsschein mit Erläuterun-

gen (zum Verbleib) 
− einen amtlichen Eintragungsschein (Volksbegehren) 

zur Rücksendung 
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Der ausgefüllte und unterschriebene Eintragungsschein 
muss der/die Wähler/in rechtzeitig an die angegebene 
Stelle in einem verschlossenen Kuvert so rechtzeitig 
versenden und ausreichend frankieren, dass der Ein-
tragungsschein dort spätestens bis 07. Juni 2017, 12.30 
Uhr eingeht. Er kann auch bei der angegebenen Stelle 
persönlich abgegeben werden. 

 
Detmold, den 12. Januar 2017 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
 
 
 
25 Bekanntmachung über den Auslegungsort und 

die Auslegungszeit der Eintragungslisten für 
das Volksbegehren „Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 
jetzt“ nach dem Gesetz über das Verfahren bei 
Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksent-
scheiden NRW (VIVBVEG) 

 
Die Stadt Detmold macht bekannt: 

 
1. Auslegungsort 
 

Die Eintragungslisten werden in der Bürgerberatung der 
Stadt Detmold, Grabenstr. 1, 32756 Detmold, ausge-
legt.  

 
2. Auslegungszeit 
 

Die Listenauslegung erfolgt in einem Zeitraum von 18 
Wochen und zwar  
 

vom 02. Februar 2017 bis 07. Juni 2017 
 
zu folgenden Zeiten: 
 
Montag – Dienstag  8.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
Mittwoch   8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 
Donnerstag   8.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Freitag   8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 

 
außerdem an folgenden 
Sonntagen  19.02., 26.03., 30.04., 

28.05.2017 
jeweils       von 10.00 Uhr bis 14.00 Uhr 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
3. Eintragungsverfahren 
 

Die Eintragung geschieht gemäß § 16 Abs.1  des Ge-
setzes über das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbe-
gehren und Volksentscheid durch den/die Wahlberech-
tigte/n persönlich und handschriftlich mit Name, Vorna-
me, Anschrift (Hauptwohnung), Datum der Eintragung 
und handschriftlicher Unterschrift. Erklären Eintra-
gungsberechtigte, dass sie nicht schreiben können, so 
ist die Eintragung von Amts wegen unter Vermerk die-
ser Erklärung zu bewirken. 

 
Detmold, 12.01.2017 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
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Gemeinde Dörentrup 
 
26 Bekanntmachung der Gemeinde Dörentrup 

über die Auslegung der Eintragungslisten (Ort 
und Zeit) des Volksbegehrens „Abitur nach 13 
Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bil-
dung, G9 jetzt“ nach dem Gesetz über das Ver-
fahren bei Volksinitiativen, Volksbegehren und 
Volksentscheiden NRW (VIVBVEG) 

 
Die Gemeinde Dörentrup macht bekannt: 

 
1. Auf Antrag hat die Landesregierung gemäß Artikel 68 

Abs. 1 Satz 5 der Landesverfassung NRW und § 10 
Abs. 1 Satz 3 VIVBVEG die amtliche Listenauslegung 
für ein Volksbegehren zugelassen, das auf folgenden 
Gegenstand der politischen Willensbildung gerichtet ist: 

 
Der Landtag möge sich befassen mit dem „Abitur 
nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute 
Bildung, G9 jetzt!“ 

 
2. Die Zulassung der amtlichen Listenauslegung ist am 

05. Januar 2017 vom Ministerium für Inneres und 
Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen im Mi-
nisterialblatt Nr. 1 Seite 14 des Landes Nordrhein-
Westfalen bekannt gemacht worden. Gemäß § 12 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes über das Verfahren bei 
Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheide 
(VIVBVEG) erfolgt die amtliche Listenauslegung in der 
Zeit vom 02. Februar bis 07. Juni 2017. Die amtliche 
Listenauslegung kann nur dann stattfinden, wenn die 
hierfür erforderlichen Eintragungslisten durch die Ver-
trauenspersonen des Volksbegehrens innerhalb der 
gesetzlichen Frist (bis zum 01. Februar 2017 gemäß § 
12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 VIVBVEG) der Ge-
meinde Dörentrup zur Verfügung gestellt werden (Vor-
behalt). 

 
3. Auslegungsort 
 

Die Eintragungslisten werden im Bürgerbüro der Ge-
meinde Dörentrup, Zimmer 111, Poststraße 11, 32694 
Dörentrup ausgelegt.  

 
4. Auslegungszeit 
 

Die Listenauslegung erfolgt in einem Zeitraum von 18 
Wochen und zwar vom 

 
vom 02.Februar  bis 07. Juni 2017 

 
zu folgenden Zeiten: 
 
Montag – Freitag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag  8.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
 
und 
Sonntag 19. Februar, 26. März, 30. April, 

28.Mai 2017 
jeweils  von 09.00 Uhr bis 13.00 Uhr 

 
 
 
 
 
 

 
5. Eintragungsverfahren 
 

Eintragungsberechtigt ist, wer innerhalb der Ausle-
gungsfrist wahlberechtigt zum Landtag Nordrhein-
Westfalen ist bzw. wird, in das Wählerverzeichnis (Ver-
zeichnis der Eintragungsberechtigten) eingetragen ist 
und sein Stimmrecht nicht verloren hat. 

 
Die Antragssteller für das Volksbegehren haben den 
Gemeinden Eintragungs-und Nachtragslisten bereitzu-
stellen. Diese Listen müssen den Mustern der Anlagen 
3a, 3b, 4a und 4b der Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über das Verfahren bei Volksinitiativen, 
Volksbegehren und Volksentscheid entsprechen und 
von den Wahlberechtigten persönlich und handschrift-
lich mit Name, Vorname, Anschrift (Hauptwohnung), 
Datum der Eintragung und persönlicher und hand-
schriftlicher Unterschrift ausgefüllt werden. 
 
Die Eintragung geschieht gemäß § 16 Abs.1  des Ge-
setzes über das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbe-
gehren und Volksentscheid eigenhändig. Erklären Ein-
tragungsberechtigte, dass sie nicht schreiben können, 
so ist die Eintragung von Amts wegen unter Vermerk 
dieser Erklärung zu bewirken. 

 
Dörentrup, 12. Januar 2017 
 
Gemeinde Dörentrup 
Der Bürgermeister 
gez. 
 
 
Ehlert 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
 
 
 
27 Bekanntmachung der Gemeinde Dörentrup 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerver-
zeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberech-
tigten) und auf Beantragung eines Eintra-
gungsscheines anlässlich der amtlichen Lis-
tenauslegung für das von der Landesregierung 
zugelassene Volksbegehren „ Abitur nach 13 
Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bil-
dung, G9 jetzt!“ vom 02. Februar bis 07. Juni 
2017 

 
1. Das Volksbegehren ist auf folgenden Gegenstand der 

politischen Willensbildung gerichtet: Der Landtag möge 
sich mit dem Volksbegehren „Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!“ mit 
dem Ziel, dass an Gymnasien in NRW das Abitur wie-
der nach einer Regelschulzeit von 13 Jahren – ohne 
Pflicht zum Nachmittagsunterricht- abgelegt wird, be-
fassen. Dieses Ziel soll durch eine entsprechende Än-
derung des Schulgesetzes NRW erreicht werden. 

 
2. Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsbe-

rechtigten) für das Volksbegehren in der Gemeinde 
Dörentrup  

 
wird in der Zeit vom 24.01. bis 27.01.2017 von 
 
Dienstag bis Freitag  8.00-12.00 Uhr  
Donnerstag   8.00-18.00 Uhr  
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bei der Gemeinde Dörentrup, Bürgerbüro, Zimmer 111, 
Poststraße 11, 32694 Dörentrup zur Einsichtnahme be-
reitgehalten. 

 
Jede/r Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu ihrer/seiner Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein/e 
Wahlberechtigte/r die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprüfen will, hat sie/er Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses erge-
ben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 
des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatischen Verfah-
ren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich. 
 
Zur Eintragung in die amtlich ausgelegten Listen wird 
nur zugelassen, wer in das Wählerverzeichnis (Ver-
zeichnis der Eintragungsberechtigten) eingetragen ist. 

 
3. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, soll sofort nach Einsichtnahme Einspruch 
einlegen; der Einspruch muss spätestens am letzten 
Tage der Einsichtsfrist (27.01.2017) eingelegt werden. 

 
4. Eine individuelle Benachrichtigung der in das Wähler-

verzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) 
eingetragenen Eintragungsberechtigten über die 
Listauslegung, die Voraussetzungen für die Eintragung 
in die Listen sowie die Eintragungsstellen erfolgt nicht. 

 
5. Die Prüfung der Eintragungsberechtigung (Stimmrecht) 

muss daher vor der Eintragung in die amtlich ausgeleg-
ten Listen durch Identitätskontrolle und Abgleich mit 
dem Wählerverzeichnis stattfinden. Nach der Eintra-
gung ist eine Einzelbestätigung des Stimmrechts nicht 
mehr erforderlich. 

 
6. Die amtliche Listenauslegung kann nur dann stattfin-

den, wenn die hierfür erforderlichen Eintragungslisten 
durch die Vertrauenspersonen des Volksbegehrens in-
nerhalb der gesetzlichen Frist (bis zum 01. Februar 
2017 gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 VIVB-
VEG) der Gemeinde Dörentrup zur Verfügung gestellt 
werden (Vorbehalt). 

 
7. Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag (Antrags-

möglichkeit bis zum 31. Mai 2017) 
 

a. jeder in das Wählverzeichnis (Verzeichnis der An-
tragssteller) eingetragene Antragssteller 

b. ein nicht in das Verzeichnis eingetragener Antrags-
steller, wenn er nachweist, dass er ohne sein Ver-
schulden die Einspruchsfrist versäumt hat oder 
wenn sich seine Berechtigung zur Teilnahme an 
dem Volksbegehren erst nach Ablauf der Ein-
spruchsfrist herausstellt. Wer den Antrag für einen 
anderen stellt, muss durch schriftliche Vollmacht 
des Antragsstellers nachweisen, dass er hierzu be-
rechtigt ist. 

 
 
 

 
Eintragungsscheine können von in das Wählerverzeichnis 
eingetragenen Wahlberechtigten bis Sonntag, 31. Mai 
2017, bei der Gemeinde Dörentrup persönlich oder schrift-
lich beantragt werden. Die Schriftform wird auch durch Te-
legramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder durch sons-
tige dokumentierte elektronische Übermittlung gewahrt. Die 
Eintragungsscheine können auch als Web-Antrag über 
www.doerentrup-lippe.de beantragt werden. Fernmündliche 
Anträge sind unzulässig und können deshalb nicht entge-
gengenommen werden. Bei der Antragstellung müssen 
Familienname, Vornamen, Geburtsdatum und Wohnan-
schrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) angegeben 
werden. 
 
Dörentrup, den 12.01.2017 
 
Gemeinde Dörentrup 
Der Bürgermeister 
gez. 
 
 
Ehlert 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
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Gemeinde Extertal 
 
28 Bekanntmachung der Gemeinde Extertal über 

das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeich-
nis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) 
und auf Beantragung eines Eintragungsschei-
nes anlässlich der amtlichen Listenauslegung 
für das von der Landesregierung zugelassene 
Volksbegehren „ Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 
jetzt!“ vom 02. Februar bis 07. Juni 2017 

 
1. Das Volksbegehren ist auf folgenden Gegenstand der 

politischen Willensbildung gerichtet: Der Landtag möge 
sich mit dem Volksbegehren „Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!“ mit 
dem Ziel, dass an Gymnasien in NRW das Abitur wie-
der nach einer Regelschulzeit von 13 Jahren - ohne 
Pflicht zum Nachmittagsunterricht- abgelegt wird, be-
fassen. Dieses Ziel soll durch eine entsprechende Än-
derung des Schulgesetzes NRW erreicht werden. 

 
2. Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsbe-

rechtigten) für das Volksbegehren in der Gemeinde Ex-
tertal 

 
wird in der Zeit vom 24.01. bis 27.01.2017 von 
 
Montag bis Freitag 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 
Dienstag & Mittwoch 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
Donnerstag  14.00 Uhr bis 17.00 Uhr 

 
bei der Gemeinde Extertal, Rathaus Extertal, Bür-
gerservice, Erdgeschoss, Mittelstraße 36, 2699 Exter-
tal, zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
 
Jede/r Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu ihrer/seiner Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein/e 
Wahlberechtigte/r die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprüfen will, hat sie/er Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses erge-
ben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 
des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 

 
Das Wählerverzeichnis wird im automatischen Verfah-
ren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich. 
 
Zur Eintragung in die amtlich ausgelegten Listen wird 
nur zugelassen, wer in das Wählerverzeichnis (Ver-
zeichnis der Eintragungsberechtigten) eingetragen ist. 

 
3. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, soll sofort nach Einsichtnahme Einspruch 
einlegen; der Einspruch muss spätestens am letzten 
Tage der Einsichtsfrist (27.01.2017) eingelegt werden. 

 
 
 
 
 
 

 
4. Eine individuelle Benachrichtigung der in das Wähler-

verzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) 
eingetragenen Eintragungsberechtigten über die 
Listauslegung, die Voraussetzungen für die Eintragung 
in die Listen sowie die Eintragungsstellen erfolgt nicht. 

 
5. Die Prüfung der Eintragungsberechtigung (Stimmrecht) 

muss daher vor der Eintragung in die amtlich ausgeleg-
ten Listen durch Identitätskontrolle und Abgleich mit 
dem Wählerverzeichnis stattfinden. Nach der Eintra-
gung ist eine Einzelbestätigung des Stimmrechts nicht 
mehr erforderlich. 

 
6. Die amtliche Listenauslegung kann nur dann stattfin-

den, wenn die hierfür erforderlichen Eintragungslisten 
durch die Vertrauenspersonen des Volksbegehrens in-
nerhalb der gesetzlichen Frist (bis zum 01. Februar 
2017 gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 VIVB-
VEG) der Gemeinde Extertal zur Verfügung gestellt 
werden (Vorbehalt). 

 
7. Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag (Antrags-

möglichkeit bis zum 31. Mai 2017) 
 

a. jeder in das Wählverzeichnis (Verzeichnis der An-
tragssteller) eingetragene Antragssteller, 

b. ein nicht in das Verzeichnis eingetragener Antrags-
steller, wenn er nachweist, dass er ohne sein Ver-
schulden die Einspruchsfrist versäumt hat oder 
wenn sich seine Berechtigung zur Teilnahme an 
dem Volksbegehren erst nach Ablauf der Ein-
spruchsfrist herausstellt. Wer den Antrag für einen 
anderen stellt, muss durch schriftliche Vollmacht 
des Antragsstellers nachweisen, dass er hierzu be-
rechtigt ist. 

 
Eintragungsscheine können von in das Wählerverzeichnis 
eingetragenen Wahlberechtigten bis Mittwoch, 31. Mai 
2017, bei der Gemeinde Extertal persönlich oder schriftlich 
beantragt werden. Die Schriftform wird auch durch Tele-
gramm, Fernschreiben, Telefax, 
E-Mail oder durch sonstige dokumentierte elektronische 
Übermittlung gewahrt. Die Eintragungsscheine können 
auch als Web-Antrag über www.extertal.de beantragt wer-
den. Fernmündliche Anträge sind unzulässig und können 
deshalb nicht entgegengenommen werden. Bei der Antrag-
stellung müssen Familienname, Vornamen, Geburtsdatum 
und Wohnanschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, 
Ort) angegeben werden. 
 
Extertal, 17. Januar 2017 
 
Gemeinde Extertal 
Die Bürgermeisterin 
 
 
gez. Monika Rehmert 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 37 
 

 

 
29 Bekanntmachung der Gemeinde Extertal über 

die Auslegung der Eintragungslisten (Ort und 
Zeit) des Volksbegehrens „Abitur nach 13 Jah-
ren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, 
G9 jetzt“ nach dem Gesetz über das Verfahren 
bei Volksinitiativen, Volksbegehren und Volks-
entscheiden NRW (VIVBVEG) 

 
Die Gemeinde Extertal macht bekannt: 

 
1. Auf Antrag hat die Landesregierung gemäß Artikel 68 

Abs. 1 Satz 5 der Landesverfassung NRW und § 10 
Abs. 1 Satz 3 VIVBVEG die amtliche Listenauslegung 
für ein Volksbegehren zugelassen, das auf folgenden 
Gegenstand der politischen Willensbildung gerichtet ist: 

 
Der Landtag möge sich befassen mit dem „Abitur 
nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute 
Bildung, G9 jetzt!“ 

 
2. Die Zulassung der amtlichen Listenauslegung ist am 

05. Januar 2017 vom Ministerium für Inneres und 
Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen im Mi-
nisterialblatt Nr. 1 Seite 14 des Landes Nordrhein-
Westfalen bekannt gemacht worden. Gemäß § 12 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes über das Verfahren bei 
Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheide 
(VIVBVEG) erfolgt die amtliche Listenauslegung in der 
Zeit vom 02. Februar bis 07. Juni 2017. 

 
3. Auslegungsort 
 

Die Eintragungslisten werden im Rathaus Extertal, Bür-
gerservice, Erdgeschoss, Mittelstraße 36, 32699 Exter-
tal, ausgelegt. 

 
4. Auslegungszeit 
 

Die Listenauslegung erfolgt in einem Zeitraum von 18 
Wochen und zwar vom 
 

vom 02. Februar bis 07. Juni 2017 
 
zu folgenden Zeiten: 
 
Montag bis Freitag 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 
Dienstag & Mittwoch 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
Donnerstag  14.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
 
und 
 
Sonntag 19. Februar, 26. März, 30. April, 

28.Mai 2017 
jeweils  von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

 
5. Eintragungsverfahren 
 

Eintragungsberechtigt ist, wer innerhalb der Ausle-
gungsfrist wahlberechtigt zum Landtag Nordrhein-
Westfalen ist bzw. wird, in das Wählerverzeichnis (Ver-
zeichnis der Eintragungsberechtigten) eingetragen ist 
und sein Stimmrecht nicht verloren hat. 
 
 
 
 
 
 

 
Die Antragssteller für das Volksbegehren haben den 
Gemeinden Eintragungs- und Nachtragslisten bereitzu-
stellen. Diese Listen müssen den Mustern der Anlagen 
3a, 3b, 4a und 4b der Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über das Verfahren bei Volksinitiativen, 
Volksbegehren und Volksentscheid entsprechen und 
von den Wahlberechtigten persönlich und handschrift-
lich mit Name, Vorname, Anschrift (Hauptwohnung), 
Datum der Eintragung und persönlicher und hand-
schriftlicher Unterschrift ausgefüllt werden. 
 
Die Eintragung geschieht gemäß § 16 Abs.1 des Ge-
setzes über das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbe-
gehren und Volksentscheid eigenhändig. Erklären Ein-
tragungsberechtigte, dass sie nicht schreiben können, 
so ist die Eintragung von Amts wegen unter Vermerk 
dieser Erklärung zu bewirken. 

 
Extertal, 17. Januar 2017 
 
Gemeinde Extertal 
Die Bürgermeisterin 
 
 
gez. Monika Rehmert 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
30 Bekanntmachung der Stadt Horn-Bad Mein-

berg über das Recht auf Einsichtnahme in das 
Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintra-
gungsberechtigten) und auf Beantragung ei-
nes Eintragungsscheines anlässlich der amtli-
chen Listenauslegung für das von der Landes-
regierung zugelassene Volksbegehren “Abitur 
nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für 
gute Bildung, G9 jetzt!“ vom 02. Februar 2017 
bis 07. Juni 2017 

 
1. Das Volksbegehren ist auf folgenden Gegenstand der 

politischen Willensbildung gerichtet: Der Landtag möge 
sich mit dem Volksbegehren “Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!“ mit 
dem Ziel, dass an Gymnasien in NRW das Abitur wie-
der nach einer Regelschulzeit von 13 Jahren – ohne 
Pflicht zum Nachmittagsunterricht – abgelegt wird, be-
fassen. Dieses Ziel soll durch eine entsprechende Än-
derung des Schulgesetzes NRW erreicht werden.  

2. Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintra-
gungsberechtigten) für das Volksbegehren für die Stadt 
Horn-Bad Meinberg wird in der Zeit vom 24. bis zum 
27. Januar 2017 während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten im Rathaus, Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad 
Meinberg, Zimmer 16, für Eintragungsberechtigte zur 
Einsichtnahme bereit gehalten. Jeder Eintragungsbe-
rechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der 
zu seiner Person in dem Verzeichnis eingetragenen Da-
ten überprüfen. Sofern ein Eintragungsberechtigter die 
Richtigkeit oder Vollständigkeit von anderen im Wähler-
verzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) 
eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsa-
chen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrich-
tigkeit oder Unvollständigkeit des Verzeichnisses erge-
ben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Eintragungsberechtigten, für 
die im Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 
Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. Das 
Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsbe-
rechtigten) wird im automatisierten Verfahren geführt. 
Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät mög-
lich. Zur Eintragung in die amtlich ausgelegten Listen 
wird nur zugelassen, wer in das Wählerverzeichnis 
(Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) eingetragen 
ist. 

3. Wer das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintra-
gungsberechtigten) für unrichtig oder unvollständig hält, 
soll sofort nach Einsichtnahme Einspruch einlegen; der 
Einspruch muss spätestens am letzten Tage der Ein-
sichtsfrist eingelegt werden. 

4. Eine individuelle Benachrichtigung der in das Wäh-
lerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsbe-
rechtigten) eingetragenen Eintragungsberechtigten über 
die Listenauslegung, die Voraussetzungen für die Ein-
tragung in die Listen sowie die Eintragungsstellen er-
folgt nicht. 

5. Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag (An-
tragsmöglichkeit bis zum 31. Mai 2017) 
a) Jeder in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der 

Eintragungsberechtigten) eingetragene Antragstel-
ler,  

 
 
 

 
b) ein nicht in das Verzeichnis eingetragener An-

tragsteller, wenn er nachweist, dass er ohne sein 
Verschulden die Einspruchsfrist versäumt hat oder 
wenn sich seine Berechtigung zur Teilnahme an 
dem Volksbegehren erst nach Ablauf der Ein-
spruchsfrist herausstellt. Wer den Antrag für einen 
anderen stellt, muss durch schriftliche Vollmacht 
des Antragstellers nachweisen, dass er hierzu be-
rechtigt ist.  

 
Horn-Bad Meinberg, den 12.01.2017 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Rother 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
 
 
 
31 Bekanntmachung der Stadt Horn-Bad Mein-

berg über die Auslegung der Eintragungslisten 
(Ort und Zeit) des Volksbegehrens “Abitur 
nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für 
gute Bildung, G9 jetzt!“ in der Zeit vom 02. 
Februar 2017 bis 07. Juni 2017 

 
1. Auf Antrag hat die Landesregierung gemäß Artikel 68 

Abs. 1 Satz 5 der Landesverfassung und § 10 Abs. 1 
Satz 3 VIVBVEG die amtliche Listenauslegung für ein 
Volksbegehren zugelassen, das auf folgenden Gegen-
stand der politischen Willensbildung gerichtet ist: Der 
Landtag möge sich befassen mit dem “Abitur nach 
13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bil-
dung, G9 jetzt!“ 

2. Die Zulassung der amtlichen Listenauslegung ist am 
05. Januar 2017 vom Ministerium für Inneres und 
Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen im Mi-
nisterialblatt Nr. 1 Seite 14 des Landes Nordrhein-
Westfalen bekannt gemacht worden. Gemäß § 12 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes über das Verfahren bei 
Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid (VI-
VBVEG) erfolgt die amtliche Listenauslegung in der Zeit 
vom 02. Februar bis 07. Juni 2017. 

3. In Horn-Bad Meinberg liegen die Eintragungslisten für 
das Volksbegehren in dieser Zeit innerhalb der üblichen 
Öffnungszeiten - donnerstags bis 18 Uhr - sowie an fol-
genden Sonntagen: 19. Februar 2017, 26. März 2017, 
30. April 2017 und 28. Mai 2017, jeweils von 10.00 Uhr 
bis 14.00 Uhr an folgendem Ort aus:  
Stadt Horn-Bad Meinberg, Bürgerservice, Marktplatz 2, 
32805 Horn-Bad Meinberg, Erdgeschoss 

4. Eintragungsberechtigt ist, wer innerhalb der Ausle-
gungsfrist wahlberechtigt zum Landtag Nordrhein-
Westfalen ist bzw. wird, in das Wählerverzeichnis (Ver-
zeichnis der Eintragungsberechtigten) eingetragen ist 
und sein Stimmrecht nicht verloren hat.  

 
Horn-Bad Meinberg, den 12.01.2017 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Rother 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
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Gemeinde Kalletal 
 
32 BEKANNTMACHUNG der Gemeinde Kalletal 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerver-
zeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberech-
tigten) und auf Beantragung eines Eintra-
gungsscheines anlässlich der amtlichen Lis-
tenauslegung für das von der Landesregierung 
zugelassene Volksbegehren „Abitur nach 13 
Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bil-
dung, G 9 jetzt“ vom 02. Februar 2017 bis 07. 
Juni 2017 

 
1. Das Volksbegehren ist auf folgenden Gegenstand der 

politischen Willensbildung gerichtet: Der Landtag möge 
sich mit dem Volksbegehren  

 
„Abitur nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für 
gute Bildung, G 9 jetzt“  
 
mit dem Ziel, dass an Gymnasien in NRW das Abitur 
wieder nach einer Regelschulzeit von 13 Jahren – ohne 
Pflicht zum Nachmittagsunterricht – abgelegt wird, be-
fassen.    

 
Dieses Ziel soll durch eine entsprechende Änderung 
des Schulgesetzes NRW erreicht werden. 

 
2. Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsbe-

rechtigten) für das Volksbegehren für die Gemeinde 
Kalletal wird in der Zeit vom 24. Januar 2017 bis 27. 
Januar 2017 während der Dienststunden am 

 
− Dienstag, den 24. Januar 2017  

von 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr  
− Mittwoch, den 25. Januar 2017  

von 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr 
− Donnerstag, den 26. Januar 2017  

von 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr  
sowie  
von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

− Freitag, den 27. Januar 2017  
von 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr 

 
im Wahlamt der Gemeinde Kalletal, Rintelner Straße 3, 
32689 Kalletal (Zimmer 4, barrierefrei) für Eintragungs-
berechtigte zur Einsichtnahme bereit gehalten.   
 
Jeder Eintragungsberechtigte kann die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der zu seiner Person in dem Verzeichnis 
eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Eintra-
gungsberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
von anderen im Wählerverzeichnis (Verzeichnis der 
Eintragungsberechtigten) eingetragenen Personen 
überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, 
aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Verzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf 
Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von 
Eintragungsberechtigten, für die im Melderegister ein 
Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmelde-
gesetzes vom 03. Mai 2013 in der jeweils geltenden 
Fassung eingetragen ist.    

 
 
 
 
 

 
Das Wählerverzeichnis Verzeichnis der Eintragungsbe-
rechtigten)  wird im automatisierten Verfahren geführt; 
die Einsicht ist durch ein Datensichtgerät möglich. 
 
Zur Eintragung in die amtlich ausgelegten Listen wird 
zugelassen, wer in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis 
der Eintragungsberechtigten)  eingetragen ist. 

 
3. Wer das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintra-

gungsberechtigten) für unrichtig oder unvollständig hält, 
soll sofort nach Einsichtnahme Einspruch einlegen; der 
Einspruch muss  spätestens an letzten Tage der Ein-
sichtsfrist (27. Januar 2017) eingelegt werden.   

 
4. Eine individuelle Benachrichtigung der in das Wähler-

verzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) 
eingetragenen Eintragungsberechtigten über die Lis-
tenauslegung, die Voraussetzungen für die Eintragung 
in die Listen sowie die Eintragungsstellen erfolgt nicht. 

 
5. Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag (Antrags-

möglichkeit bis zum 31. Mai 2017)   
 

a) jeder in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Ein-
tragungsberechtigten) eingetragene Antragsteller, 
  

 
b) ein nicht in das Verzeichnis eingetragener Antrag-

steller,. wenn er nachweist, dass er ohne sein Ver-
schulden die Einspruchsfrist versäumt hat oder
  

 
c) wenn sich seine Berechtigung zur Teilnahme an 

dem Volksbegehren erst nach Ablauf der Ein-
spruchsfrist herausstellt.  

 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass 
er dazu berechtigt ist. 

 
Kalletal, den 10. Januar 2017 
 
 
Mario Hecker 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
 
 
 
33 BEKANNTMACHUNG der Gemeinde Kalletal 

über die Auslegung der Eintragungslisten (Ort 
und Zeit) des Volksbegehren „Abitur nach 13 
Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bil-
dung, G 9 jetzt“ vom 02. Februar 2017 bis 07. 
Juni 2017 

 
1. Auf Antrag hat die Landesregierung gemäß Artikel 68 

Abs. 1 Satz 5 der Landesverfassung und § 10 Abs. 1 
Satz VIVBVEG die amtliche Listenauslegung für ein 
Volksbegehren zugelassen, das auf folgenden Gegen-
stand der politischen Willensbildung gerichtet ist:  

 
„Der Landtag möge sich befassen mit dem „Abitur 
nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute 

Bildung, G 9 jetzt!“ 
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2. Die Zulassung der amtlichen Listenauslegung wurde 

am 05. Januar 2017 vom Ministerium für Inneres und 
Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen im Mi-
nisterialblatt Nr. 1 Seite 14 des Landes Nordrhein-
Westfalen bekannt gemacht. Gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 des Gesetzes über das Verfahren bei Volksinitiati-
ve, Volksbegehren und Volksentscheid (VIVBVEG) er-
folgt die amtliche Listenauslegung in der Zeit vom 02. 
Februar 2017 bis 07. Juni 2017.  
 

3. In der Gemeinde Kalletal liegen die Eintragungslisten 
für das Volksbegehren wie folgt aus:  

 
Bezeich-
nung und 
Anschrift 
der Eintra-
gungsstelle 

Öffnungszeiten Barri-
ere-
frei 

Rathaus 
der Ge-
meinde 
Kalletal 
Rintelner 
Straße 3 
32689 Kal-
letal-
Hohen-
hausen 
Zimmer 4 

montags bis freitags 
von 07.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
donnerstags 
von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
sowie zusätzlich 
Sonntag, den 19. Februar 
2017 
Sonntag, den 26. März 2017 
Sonntag, den 30. April 2017 
Sonntag, den 28. Mai 2017 
jeweils  
von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

ja 

  
4. Eintragungsberechtigt ist, wer innerhalb der Ausle-

gungsfrist wahlberechtigt zum Landtag Nordrhein-
Westfalen ist bzw. wird, in das Wählerverzeichnis (Ver-
zeichnis der Eintragungsberechtigten) eingetragen ist 
und sein Stimmrecht nicht verloren hat.  

 
Kalletal, den 10. Januar 2017 
 
 
Mario Hecker 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
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Stadt Lage 
 
34 Bekanntmachung über den Auslegungsort und 

die Auslegungszeiten der Eintragungslisten 
für das Volksbegehren „Abitur nach 13 Jahren 
an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 
jetzt“ nach dem Gesetz über das Verfahren bei 
Volksinitiative, Volksbegehren und Volksent-
scheid NRW (VIVBVEG) 

 
Unter dem Vorbehalt, dass der Stadt Lage die erforderli-
chen Eintragungslisten durch die Vertrauenspersonen des 
Volksbegehrens innerhalb der gesetzlich vorgesehenen 
Frist (bis zum 1. Februar 2017) vorgelegt werden,  
 

macht die Stadt Lage bekannt: 
 
A. Auslegungsort 
 

Die Eintragungslisten werden im Bürgerbüro der Stadt 
Lage, Bergstraße 21, 32791 Lage, ausgelegt.  

 
B. Auslegungszeit 
 

Die Listenauslegung erfolgt in einem Zeitraum von 18 
Wochen und zwar vom 
 
2. Februar 2017 bis 7. Juni 2017 
 
zu folgenden Zeiten: 
 
montags   08:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
dienstags   07:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
mittwochs   08.00 Uhr bis 13:00 Uhr 
donnerstags   07:30 Uhr bis 18.00 Uhr 
freitags   07:30 Uhr bis 13:00 Uhr 
 
Außerdem an folgenden 
Sonntagen  19.02., 26.03., 30.04. 

und 28.05.2017 
 
jeweils  von 08:30 Uhr bis 12:30 Uhr 

 
C. Eintragungsverfahren 
 

Die Eintragung geschieht gemäß § 16 Abs.1 des Ge-
setzes über das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbe-
gehren und Volksentscheid durch die/den Stimmbe-
rechtigte/n persönlich und handschriftlich mit Name, 
Vorname, Anschrift (Hauptwohnung), Datum der Ein-
tragung und handschriftlicher Unterschrift. Erklären Ein-
tragungsberechtigte, dass sie nicht schreiben können, 
so ist die Eintragung von Amts wegen unter Vermerk 
dieser Erklärung zu bewirken. 

 
Lage, 12.01.2017 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
 
 
 
 

 
35 Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht 

in das Verzeichnis der Eintragungsberechtig-
ten (Wählerverzeichnis) und die Erteilung von 
Eintragungsscheinen für die Listenauslegung 
des Volksbegehrens „Abitur nach 13 Jahren 
an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 
jetzt!“ 

 
1. In das Verzeichnis der Eintragungsberechtigten (Wäh-

lerverzeichnis) für die Stadt Lage können Stimmberech-
tigte in der Zeit vom 24.01.2017 bis 27.01.2017 wäh-
rend der Dienststunden bei der Stadt Lage, Bürgerbüro, 
Bergstraße 21, 32791 Lage, Einsicht nehmen. Die Ein-
sicht erfolgt durch Einblick in die elektronischen Daten.  

 
Dienststunden: 
montags   08:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
dienstags  07:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
mittwochs  08.00 Uhr bis 13:00 Uhr 
donnerstags  07:30 Uhr bis 18.00 Uhr 
freitags   07:30 Uhr bis 13:00 Uhr 
 
2. Jede/r Stimmberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-

ständigkeit der zu ihrer/seiner Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein/e 
Stimmberechtigte/r die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprüfen will, hat sie/er Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses erge-
ben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Stimmberechtigten, für die im 
Melderegister eine Auskunftssperre gem. § 51 (1) Bun-
desmeldegesetz (BMG) eingetragen ist.  

 
Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-
ständig hält, soll sofort nach Einsichtnahme Einspruch 
einlegen; der Einspruch muss spätestens am letzten 
Tag der Einspruchsfrist (Freitag, 27.01.2017) einlegt 
werden. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Er-
klärung zur Niederschrift erhoben werden. 

 
3. In das Wählerverzeichnis sind bei der Aufstellung alle 

Stimmberechtigten mit deutscher Staatsangehörigkeit 
einzutragen, die bis zum letzten Tag der Eintragungs-
frist am 7. Juni 2017 das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben werden. 
Darüber hinaus sind auch deutsche Staatsangehörige 
durch Nachtrag in das Wählerverzeichnis aufzuneh-
men, die nach Abschluss des Wählerverzeichnisses bis 
zum 22.05.2017 nach NRW zuziehen und bis zum 
07.06.2017 das 18. Lebensjahr vollenden werden.  

 
4. Wer nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, 

aber glaubt, eintragungsberechtigt zu sein, muss spä-
testens bis zum 27.01.2017 Einspruch gegen das Wäh-
lerverzeichnis einlegen, wenn er/sie nicht Gefahr laufen 
will, dass er/sie sein/ihr Recht auf Eintragung in Eintra-
gungslisten nicht ausüben kann. 

 
In die Eintragungslisten kann sich nur eintragen, wer in 
das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Ein-
tragungsschein hat. 
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5. Die amtliche Listenauslegung kann nur dann stattfin-

den, wenn die hierfür erforderlichen Eintragungslisten 
durch die Vertrauenspersonen des Volksbegehrens in-
nerhalb der gesetzlichen Frist bis zum 1. Februar 2017 
gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 des Geset-
zes über das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbegeh-
ren und Volksentscheid NRW (VIVBVEG) der Stadt La-
ge zur Verfügung gestellt werden (Vorbehalt).  

 
6. Eintragungsscheine sind bei der Gemeinde zu beantra-

gen, in der die Antragstellerinnen und Antragsteller in 
das Wählerverzeichnis eingetragen sind; dies gilt auch 
bei Wohnungswechseln innerhalb des Landes Nord-
rhein-Westfalen. Stimmberechtigte, die nicht in das 
Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten auf An-
trag entsprechend § 3 Abs. 4 Satz 2 des Landeswahl-
gesetzes einen Eintragungsschein von der Gemeinde, 
in deren Wählerverzeichnis sie hätten eingetragen wer-
den müssen. 

 
7. Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag 
 

7.1 ein/e in das Wählerverzeichnis eingetragene/r 
Stimmberechtigte/r, 

 
7.2 ein/e nicht in das Wählerverzeichnis eingetrage-

ne/r Stimmberechtigte/r, 
 

a) wenn er/sie nachweist, dass er/sie aus einem von 
ihm/ihr nicht zu vertretenden Grund die Einspruchs-
frist gegen das Wählerverzeichnis (bis zum 27. 
01.2017) versäumt hat, 

b) wenn er/sie aus einem von ihm/ihr nicht zu vertre-
tenden Grund nicht in das Wählerverzeichnis auf-
genommen worden ist, 

c) wenn seine/ihre Wahlberechtigung erst nach Ablauf 
der Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis 
entstanden ist oder sich herausstellt. 

 
Eintragungsscheine können von eingetragenen Stimm-
berechtigten bis Mittwoch, 31.05.2017, bei der Stadt 
Lage (Bürgerbüro) persönlich oder schriftlich beantragt 
werden. Die Schriftform wird auch durch Telegramm, 
Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige do-
kumentierte elektronische Übermittlung gewahrt. Die 
Eintragungsscheine können auch als Web-Antrag über 
www.Lage.de beantragt werden. Fernmündliche Anträ-
ge sind unzulässig und können nicht entgegengenom-
men werden. Bei der Antragstellung müssen Familien-
name, Vornamen, Geburtsdatum und Wohnanschrift 
(Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) angegeben 
werden.  

 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch 
schriftliche Vollmacht des Antragstellers nachweisen, 
dass er hierzu berechtigt ist. 
 
Versichert ein/e Stimmberechtigte/r glaubhaft, dass 
ihm/ihr der beantragte Eintragungsschein nicht zuge-
gangen ist, kann ihm/ihr bis zum 7. Juni 2017, 13:00 
Uhr ein neuer Eintragungsschein erteilt werden. 
 
Ein/e behinderter Stimmberechtigte/r kann sich bei der 
Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedie-
nen. 

 
 
 

 
8. Mit dem Eintragungsschein erhält der/die Stimmberech-

tigte 
 

− ein Vorblatt zum Eintragungsschein mit Erläuterun-
gen (zum Verbleib) 

− einen amtlichen Eintragungsschein (Volksbegehren) 
zur Rücksendung 

 
Den ausgefüllten und unterschriebenen Eintragungs-
schein muss der/die Wähler/in in einem verschlossenen 
und ausreichend frankierten Kuvert so rechtzeitig an die 
angegebene Stelle versenden, dass der Eintragungs-
schein dort spätestens bis 7. Juni 2017 eingeht. Er 
kann auch bei der angegebenen Stelle persönlich ab-
gegeben werden. 

 
Lage, den 12. Januar 2017 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
36 Bekanntmachung der Alten Hansestadt Lemgo 

über die Auslegung der Eintragungslisten (Ort 
und Zeit) des Volksbegehrens „Abitur nach 13 
Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bil-
dung, G9 jetzt“ nach dem Gesetz über das Ver-
fahren bei Volksinitiativen, Volksbegehren und 
Volksentscheiden NRW (VIVBVEG) 

 
Die Alte Hansestadt Lemgo macht bekannt: 

 
1. Auf Antrag hat die Landesregierung gemäß Artikel 68 

Abs. 1 Satz 5 der Landesverfassung NRW und § 10 
Abs. 1 Satz 3 VIVBVEG die amtliche Listenauslegung 
für ein Volksbegehren zugelassen, das auf folgenden 
Gegenstand der politischen Willensbildung gerichtet ist: 

 
Der Landtag möge sich befassen mit dem „Abitur 
nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute 
Bildung, G9 jetzt!“ 

 
2. Die Zulassung der amtlichen Listenauslegung ist am 

05. Januar 2017 vom Ministerium für Inneres und 
Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen im Mi-
nisterialblatt Nr. 1, Seite 14, des Landes Nordrhein-
Westfalen bekannt gemacht worden. Gemäß § 12 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes über das Verfahren bei 
Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheide 
(VIVBVEG) erfolgt die amtliche Listenauslegung in der 
Zeit vom 02. Februar bis 07. Juni 2017. 

 
3. Auslegungsort 
 

Die Eintragungslisten für das Volksbegehren werden im 
Schmiedeamtshaus, Bürgerbüro, Marktplatz 4,  32657 
Lemgo ausgelegt.  

 
4. Auslegungszeit 
 

Die Listenauslegung erfolgt in einem Zeitraum von 18 
Wochen und zwar vom 

 
vom 02.Februar  bis 07. Juni 2017 

 
zu folgenden Zeiten: 
 
Montag – Dienstag 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
Mittwoch  8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag  8.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Freitag  8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Samstag  jeden 1. Samstag im Monat 
   von 8.00 bis 12.00 Uhr 
und 
Sonntag 19. Februar, 26. März, 30. April, 

28.Mai 2017 
jeweils  von 09.00 Uhr bis 13.00 Uhr 

 
5. Eintragungsverfahren 
 

Eintragungsberechtigt ist, wer innerhalb der Ausle-
gungsfrist wahlberechtigt zum Landtag Nordrhein-
Westfalen ist bzw. wird, in das Wählerverzeichnis (Ver-
zeichnis der Eintragungsberechtigten) eingetragen ist 
und sein Stimmrecht nicht verloren hat. 

 
 

 
Die Antragssteller für das Volksbegehren haben den 
Gemeinden Eintragungs-und Nachtragslisten bereitzu-
stellen. Diese Listen müssen den Mustern der Anlagen 
3a, 3b, 4a und 4b der Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über das Verfahren bei Volksinitiativen, 
Volksbegehren und Volksentscheid entsprechen und 
von den Wahlberechtigten persönlich und handschrift-
lich mit Name, Vorname, Anschrift (Hauptwohnung), 
Datum der Eintragung und persönlicher und hand-
schriftlicher Unterschrift ausgefüllt werden. 

 
Die Eintragung geschieht gemäß § 16 Abs.1  des Ge-
setzes über das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbe-
gehren und Volksentscheid eigenhändig. Erklären Ein-
tragungsberechtigte, dass sie nicht schreiben können, 
so ist die Eintragung von Amts wegen unter Vermerk 
dieser Erklärung zu bewirken. 

 
6. Vorbehalt 
 

Die amtliche Listenauslegung kann nur dann stattfin-
den, wenn die hierfür erforderlichen Eintragungslisten 
durch die Vertrauenspersonen des Volksbegehrens in-
nerhalb der gesetzlichen Frist (bis zum 01. Februar 
2017, § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 VIVBVEG) 
der Alten Hansestadt Lemgo zur Verfügung gestellt 
werden. 

 
Lemgo, 19. Januar 2017 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
 
 
 
37 Bekanntmachung der Alten Hansestadt Lemgo 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerver-
zeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberech-
tigten) und auf Beantragung eines Eintra-
gungsscheines anlässlich der amtlichen Lis-
tenauslegung für das von der Landesregierung 
zugelassene Volksbegehren „ Abitur nach 13 
Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bil-
dung, G9 jetzt!“ vom 02. Februar bis 07. Juni 
2017 

 
1. Das Volksbegehren ist auf folgenden Gegenstand der 

politischen Willensbildung gerichtet: Der Landtag möge 
sich mit dem Volksbegehren „Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!“ mit 
dem Ziel, dass an Gymnasien in NRW das Abitur wie-
der nach einer Regelschulzeit von 13 Jahren – ohne 
Pflicht zum Nachmittagsunterricht- abgelegt wird, be-
fassen. Dieses Ziel soll durch eine entsprechende Än-
derung des Schulgesetzes NRW erreicht werden. 

 
2. Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsbe-

rechtigten) für das Volksbegehren in der Alten Hanse-
stadt Lemgo  

 
wird in der Zeit vom 24.01. bis 27.01.2017 von 

 
 
 



44 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
Dienstag bis Mittwoch   8.30-12.00 Uhr und 

14.00-16.00 Uhr 
Donnerstag  8.30-12.00 Uhr und 

16.00-17.00 Uhr 
Freitag    8.30-12.00 Uhr 

 
bei der Alten Hansestadt Lemgo, Rathaus, Marktplatz 
1, Abt. Wahlen, Zimmer 324, 32657 Lemgo zur Ein-
sichtnahme bereitgehalten. 
 
Jede/r Eintragungsberechtigte kann die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der zu ihrer/seiner Person im Wähler-
verzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern 
ein/e Eintragungsberechtigte/r die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeich-
nis eingetragenen Personen überprüfen will, hat sie/er 
Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerver-
zeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung 
besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtig-
ten, für die im Melderegister eine Auskunftssperre ge-
mäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetra-
gen ist. 

 
Das Wählerverzeichnis wird im automatischen Verfah-
ren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich. 

 
Zur Eintragung in die amtlich ausgelegten Listen wird 
nur zugelassen, wer in das Wählerverzeichnis (Ver-
zeichnis der Eintragungsberechtigten) eingetragen ist. 

 
3. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, soll sofort nach Einsichtnahme Einspruch 
einlegen; der Einspruch muss spätestens am letzten 
Tage der Einsichtsfrist (27.01.2017) eingelegt werden. 

 
4. Eine individuelle Benachrichtigung der in das Wähler-

verzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) 
eingetragenen Eintragungsberechtigten über die 
Listauslegung, die Voraussetzungen für die Eintragung 
in die Listen sowie die Eintragungsstellen erfolgt nicht. 

 
5. Die Prüfung der Eintragungsberechtigung (Stimmrecht) 

muss daher vor der Eintragung in die amtlich ausgeleg-
ten Listen durch Identitätskontrolle und Abgleich mit 
dem Wählerverzeichnis stattfinden. Nach der Eintra-
gung ist eine Einzelbestätigung des Stimmrechts nicht 
mehr erforderlich. 

 
6. Die amtliche Listenauslegung kann nur dann stattfin-

den, wenn die hierfür erforderlichen Eintragungslisten 
durch die Vertrauenspersonen des Volksbegehrens in-
nerhalb der gesetzlichen Frist (bis zum 01. Februar 
2017, § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 VIVBVEG) 
der Alten Hansestadt Lemgo zur Verfügung gestellt 
werden (Vorbehalt). 

 
7. Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag (Antrags-

möglichkeit bis zum 31. Mai 2017) 
 

a. jeder in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Ein-
tragungsberechtigten) eingetragene Antragssteller 

b. ein nicht in das Verzeichnis eingetragener Antrags-
steller, wenn er nachweist, dass er ohne sein Ver-
schulden die Einspruchsfrist versäumt hat oder 
wenn sich seine Berechtigung zur Teilnahme an 
dem Volksbegehren erst nach Ablauf der  

 
Einspruchsfrist herausstellt. Wer den Antrag für ei-
nen anderen stellt, muss durch schriftliche Voll-
macht des Antragsstellers nachweisen, dass er 
hierzu berechtigt ist. 

 
Eintragungsscheine können von in das Wählerverzeichnis 
eingetragenen Wahlberechtigten bis Mittwoch, 31. Mai 
2017, bei der Alten Hansestadt Lemgo persönlich oder 
schriftlich beantragt werden. Die Schriftform wird auch 
durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder 
durch sonstige dokumentierte elektronische Übermittlung 
gewahrt. Die Eintragungsscheine können auch als Web-
Antrag über www.lemgo.de beantragt werden. Fernmündli-
che Anträge sind unzulässig und können deshalb nicht 
entgegengenommen werden. Bei der Antragstellung müs-
sen Familienname, Vornamen, Geburtsdatum und Wohn-
anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) angege-
ben werden. 
 
Lemgo, den 19.01.2017 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
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Stadt Lügde 
 
38 Bekanntmachung der  Stadt  Lügde über das 

Recht auf Einsichtnahme in das Wählerver-
zeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberech-
tigten) und auf Beantragung eines Eintra-
gungsscheines anlässlich der amtlichen Lis-
tenauslegung für das von der Landesregierung 
zugelassene Volksbegehren "Abitur nach 13 
Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bil-
dung, G9 jetzt!" vom 02. Februar 2017 bis 07. 
Juni 2017 

 
1. Das Volksbegehren ist auf folgenden Gegenstand der 
politischen Willensbildung gerichtet: Der Landtag möge 
sich mit dem Volksbegehren "Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!" mit dem 
Ziel, dass an Gymnasien in NRW das Abitur wieder nach 
einer Regelschulzeit von 13 Jahren - ohne Pflicht zum 
Nachmittagsunterricht - abgelegt wird, befassen.  
Dieses Ziel soll durch eine entsprechende Änderung des 
Schulgesetzes NRW erreicht werden.  
 
2. Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsbe-
rechtigten) für das Volksbegehren für die  
Stadt Lügde wird in der Zeit vom 24. bis zum 27. Januar 
2017 während der allgemeinen Öffnungszeiten 
am 24. Januar 2017 und am 25. Januar 2017 von 07.30 
Uhr bis 12.45 Uhr, am 26. Januar 2017 von 07.30 Uhr 
bis 12.45 Uhr und von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr, und am 
27. Januar 2017 von 07.30 Uhr bis 12.00 Uhr in 
  
Stadt Lügde, Bürgerbüro im Rathaus Lügde, Am Markt 
1, EG, Zimmer 010, 
 
für Eintragungsberechtigte zur Einsichtnahme bereit gehal-
ten.  
Jeder Eintragungsberechtigte kann die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der zu seiner Person in dem Verzeichnis 
eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Eintragungs-
berechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit von ande-
ren im Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsbe-
rechtigten) eingetragenen Personen überprüfen will, hat er 
Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Un-
richtigkeit oder Unvollständigkeit des Verzeichnisses erge-
ben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hin-
sichtlich der Daten von Eintragungsberechtigten, für die im 
Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 des 
Bundesmeldegesetzes eingetragen ist.  
 
Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsbe-
rechtigten) wird im automatisierten Verfahren geführt. Die 
Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich. 1)  
Zur Eintragung in die amtlich ausgelegten Listen wird nur 
zugelassen, wer in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der 
Eintragungsberechtigten) eingetragen ist.  
 
3. Wer das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintra-
gungsberechtigten) für unrichtig oder unvollständig hält, 
soll sofort nach Einsichtnahme Einspruch einlegen; der 
Einspruch muss spätestens am letzten Tage der Einsicht-
frist eingelegt werden.  
 
 
 
 
 

 
4. Eine individuelle Benachrichtigung der in das Wählerver-
zeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) einge-
tragenen Eintragungsberechtigten über die Listenausle-
gung, die Voraussetzungen für die Eintragung in die Listen 
sowie die Eintragungsstellen erfolgt nicht.  
 
5. Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag (Antragsmög-
lichkeit bis zum 31. Mai 2017)  
a) jeder in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintra-
gungsberechtigten) eingetragene Antragsteller,  
b) ein nicht in das Verzeichnis eingetragener Antragsteller, 
wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die 
Einspruchsfrist versäumt hat oder wenn sich seine Berech-
tigung zur Teilnahme an dem Volksbegehren erst nach Ab-
lauf der Einspruchsfrist herausstellt.  
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch 
schriftliche Vollmacht des Antragstellers nachweisen, dass 
er hierzu berechtigt ist.  
 
Lügde, den 12. Januar 2017  
Der Bürgermeister 
 
 
Reker 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
 
 
 
39 Bekanntmachung der Stadt Lügde über die 

Auslegung der Eintragungslisten (Ort und Zeit) 
des Volksbegehrens "Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 
jetzt!" in der Zeit vom 02. Februar 2017 bis 07. 
Juni 2017. 

 
1. Auf Antrag hat die Landesregierung gemäß Artikel 68 
Abs. 1 Satz 5 der Landesverfassung und § 10 Abs. 1 Satz 
3 VIVBVEG die amtliche Listenauslegung für ein Volksbe-
gehren zugelassen, das auf folgenden Gegenstand der po-
litischen Willensbildung gerichtet ist:  
Der Landtag möge sich befassen mit dem "Abitur nach 13 
Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 
jetzt!"  
 
2. Die Zulassung der amtlichen Listenauslegung ist am 05. 
Januar 2017 vom Ministerium für Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen im Ministerialblatt Nr. 1 
Seite 14 des Landes Nordrhein-Westfalen bekannt ge-
macht worden. Gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Ge-
setzes über das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbegeh-
ren und Volksentscheid (VIVBVEG) erfolgt die amtliche Lis-
tenauslegung in der Zeit vom 02. Februar bis 07. Juni 
2017.  
 
3. In unserer Gemeinde/Stadt liegen die Eintragungslisten 
für das Volksbegehren in dieser Zeit innerhalb der üblichen 
Öffnungszeiten - an einem Wochentag bis 18.00 Uhr - so-
wie an folgenden Sonntagen, 19. Februar 2017, 26. März 
2017, 30. April 2017 und 28. Mai 2017, jeweils von 09.00 
Uhr bis 13.00 Uhr) an folgendem Ort aus:   
 
Stadt Lügde, Bürgerbüro im Rathaus Lügde, Am Markt 
1, EG,  Zimmer 010 
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4. Eintragungsberechtigt ist, wer innerhalb der Auslegungs-
frist wahlberechtigt zum Landtag Nordrhein-Westfalen ist 
bzw. wird, in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Ein-
tragungsberechtigten) eingetragen ist und sein Stimmrecht 
nicht verloren hat.  
 
Lügde, 12.Januar 2017 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Reker 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
40 Bekanntmachung der Stadt Schieder-

Schwalenberg über das Recht auf Einsicht in 
das Wählerverzeichnis und die Erteilung von 
Eintragungsscheinen für die Auslegung des 
Volksbegehren „Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 
jetzt!“ 

 
1. Das Wählerverzeichnis für das Volksbegehren „Abitur 

nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bil-
dung, G9 jetzt!“ (Eintragungsfrist vom 02.02.2017 bis 
07.06 2017) der Stadt Schieder-Schwalenberg wird in 
der Zeit vom 24.01.2017 bis zum 27.01.2017 während 
der allgemeinen Öffnungszeiten bei der Meldebehörde 
der Stadt Schieder-Schwalenberg, Domäne 3, Bürger- 
und Rathaus, Erdgeschoss, Zimmer Nr. 6, 32816 
Schieder-Schwalenberg für Stimmberechtigte zur Ein-
sichtnahme bereitgehalten. Der Zugang ist barrierefrei. 
Stimmberechtigte können die Richtigkeit oder Vollstän-
digkeit der zu ihrer Person im Wählerverzeichnis einge-
tragenen Daten überprüfen. Sofern ein Stimmberechtig-
ter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von 
anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen 
überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, 
aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Wählerverzeichnisses ergeben kann.  

 
Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich 
der Daten von Stimmberechtigten, für die im Meldere-
gister einen Sperrvermerk gemäß den § 51 Bundes-
meldegesetz (BMG) eingetragen ist. 

 
In die Eintragungslisten kann sich nur eintragen, wer in 
das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Ein-
tragungsschein hat.  
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfah-
ren geführt; die Einsicht ist durch ein Datensichtgerät 
möglich.  

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, kann in der Zeit vom 24.01.2017 bis spä-
testens zum 27.01.2017 um 12.00 Uhr schriftlich oder 
zur Niederschrift Einspruch einlegen. Der Einspruch ist 
bei der Stadt Schieder-Schwalenberg, Domäne 3, Bür-
ger- und Rathaus, Erdgeschoss Zimmer Nr. 6, 32816 
Schieder-Schwalenberg einzulegen. 

 
3. In das Wählerverzeichnis sind bei der Aufstellung alle 

Wahlberechtigten mit deutscher Staatsangehörigkeit 
einzutragen, die bis zum letzten Tag der Eintragungs-
frist das 18. Lebensjahr vollendet haben werden. Die 
Eintragungsfrist endet am 07.06.2017. 

 
Darüber hinaus sind auch deutsche Staatsangehörige 
durch Nachtrag in das Wählerverzeichnis aufzuneh-
men,  die nach Abschluss des Wählerverzeichnisses 
bis einschl. zum 22.05.2017 nach NRW zuziehen und 
bis zum 07.06.2017 das 18. Lebensjahr vollenden wer-
den. 

 
 
 
 
 

 
4. Wer nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, 

aber glaubt, eintragungsberechtigt zu sein, muss spä-
testens bis zum 27.01.2017 Einspruch gegen das Wäh-
lerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen 
will, dass er sein Recht auf Eintragung in Eintragungs-
listen nicht ausüben kann. 

 
5. Eintragungsscheine sind bei der Gemeinde zu beantra-

gen, in der der Antragsteller in das Wählerverzeichnis 
eingetragen ist; dies gilt auch bei Wohnungswechseln 
innerhalb des Landes. Stimmberechtigte, die nicht in 
das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten auf 
Antrag entsprechend § 3 Abs. 4 Satz 2 des Landes-
wahlgesetzes einen Eintragungsschein von der Ge-
meinde, in deren Wählerverzeichnis sie hätten einge-
tragen werden müssen.  

 
Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag 
 
5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Stimm-
berechtigter, 
 
5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener 
Stimmberechtigter, 

 
a) wenn er nachweist, dass er aus einem von ihm nicht 

zu vertretenden Grund die Einspruchsfrist gegen 
das Wählerverzeichnis (bis zum 27.01.2017) ver-
säumt hat, 

 
b) wenn er aus einem von ihm nicht zu vertretenden 

Grund nicht in das Wählerverzeichnis aufgenom-
men worden ist, 

 
c) wenn seine Wahlberechtigung erst nach Ablauf der 

Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis ent-
standen ist oder sich herausstellt. 

 
Der Eintragungsschein kann bis zum 31.05.2017, 12:00 
Uhr, bei der Meldebehörde der Stadt Schieder-
Schwalenberg, Domäne 3, Bürger- und Rathaus, Erd-
geschoss, Zimmer Nr. 6, 32816 Schieder-
Schwalenberg schriftlich oder mündlich beantragt wer-
den. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fern-
schreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige doku-
mentierbare elektronische Übermittlung als gewahrt.  
Fernmündliche Anträge sind unzulässig und können 
nicht entgegengenommen werden. Bei der Antragstel-
lung müssen Familienname, Vornamen, Geburtsdatum 
und Wohnanschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, 
Ort) angegeben werden. 
 
Stimmberechtigte, die des Schreibens oder Lesens un-
kundig sind oder durch körperliches Gebrechen gehin-
dert sind, den Eintragungsschein zu unterzeichnen, 
können sich der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
Auf dem Eintragungsschein hat die oder der Stimmbe-
rechtigte oder die Hilfsperson gegenüber der Gemein-
debehörde an Eides statt zu versichern, dass die Erklä-
rung der Unterstützung des Volksbegehrens persönlich 
oder gemäß dem erklärten Willen der oder des Stimm-
berechtigten abgegeben worden ist. 
 
Der Eintragungsschein wird übersandt oder amtlich 
überbracht. Versichert eine stimmberechtigte Person 
glaubhaft, dass ihr der beantragte Eintragungsschein 
nicht zugegangen ist, kann ihr bis zum 07.06.2017, 
12:00 Uhr, ein neuer Eintragungsschein erteilt werden.  
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Der Eintragungsschein kann auch durch die stimmbe-
rechtigte Person persönlich abgeholt werden. An ande-
re Personen kann der Eintragungsschein nur ausge-
händigt werden, wenn die Berechtigung zur Empfang-
nahme durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht und 
einen amtlichen Ausweis nachgewiesen wird und die 
bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Stimmbe-
rechtigte vertritt; dies hat sie der Stadt vor dem Emp-
fang der Unterlagen schriftlich zu versichern.  

 
6. Mit dem Eintragungsschein erhält der Stimmberechtigte 
 

- ein Vorblatt zum Eintragungsschein mit Erläuterungen 
(zum Verbleib) 
- einen amtlichen Eintragungsschein (Volksbegehren) 
zur Rücksendung 
 
Der ausgefüllte und unterschriebene Eintragungsschein 
muss der Stimmberechtigte rechtzeitig an die angege-
bene Stelle in einem verschlossenen Kuvert so recht-
zeitig versenden und ausreichend frankieren, dass der 
Eintragungsschein dort spätestens bis 07.06.2017, 
12.00 Uhr eingeht. Er kann auch bei der angegebenen 
Stelle persönlich abgegeben werden. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 05.01.2017 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
 
Jörg Bierwirth 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
 
 
 
41 Bekanntmachung über den Auslegungsort und 

die Auslegungszeit der Eintragungslisten für 
das Volksbegehren „Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 
jetzt“ nach dem Gesetz über das Verfahren bei 
Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksent-
scheiden NRW 

 
1. Die Gemeinde bildet einen Eintragungsbezirk. Die Lis-

tenauslegung erfolgt vom 02.02.2017 bis zum 
07.06.2017. Die Listen liegen  wie folgt bei der Melde-
behörde der Stadt Schieder-Schwalenberg, Domäne 3, 
Bürger- und Rathaus, Erdgeschoss, Zimmer Nr. 6, 
32816 Schieder-Schwalenberg zur Eintragung aus: 
 
Montag bis Mittwoch: 
08.00 - 12.00 Uhr 
 
Donnerstag: 
08.00 - 12.00 Uhr und 
14.00 – 18.00 Uhr  
 
Freitag: 
08.00 - 12.00 Uhr 
 
und zusätzlich an folgenden Sonntagen: 
 
19.02.2017 
26.03.2017 
30.04.2017 
28.05.2017 

 

 
von 09:00 bis 13:00 Uhr 

 
Der Zugang ist barrierefrei. 

 
2. Jeder Stimmberechtigte kann sich nur in dem Eintra-

gungsbezirk eintragen, in dessen Wählerverzeichnis er 
geführt wird. Die Stimmberechtigten haben bei der Ein-
tragung ihren Personalausweis oder Reisepass zur Ein-
tragung mitzubringen. 

 
3. Jeder Stimmberechtigte kann sein Stimmrecht nur ein-

mal und nur persönlich ausüben.  
 
4. Die Eintragung geschieht handschriftlich mit Name, 

Vorname, Anschrift (Hauptwohnung), Datum der Ein-
tragung und handschriftlicher Unterschrift. Erklären Ein-
tragungsberechtigte, dass sie nicht schreiben können, 
so ist die Eintragung von Amts wegen unter Vermerk 
dieser Erklärung zu bewirken.  

 
5. Die amtliche Listenauslegung kann nur dann stattfin-

den, wenn die hierfür erforderlichen Eintragungslisten 
durch die Vertrauenspersonen des Volksbegehrens in-
nerhalb der gesetzlich vorgesehenen Frist (bis zum 
01.02.2017) der Gemeinde zur Verfügung gestellt wer-
den. 

 
Schieder-Schwalenberg,  den 05.01.2017 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
 
Jörg Bierwirth 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
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Gemeinde Schlangen 
 
42 Bekanntmachung der Gemeinde Schlangen 

über  das Recht auf Einsichtnahme in das 
Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintra-
gungsberechtigten) und auf Beantragung ei-
nes Eintragungsscheines anlässlich der amtli-
chen Listenauslegung für das von der Landes-
regierung zugelassene Volksbegehren „Abitur 
nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für 
gute Bildung, G9 jetzt!“ vom 02. Februar 2017 
bis 07. Juni 2017. 

 
1. Das Volksbegehren ist auf folgenden Gegenstand der 
politischen Willensbildung gerichtet: Der Landtag möge 
sich mit dem Volksbegehren “Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!“ mit dem 
Ziel, dass an Gymnasien in NRW das Abitur wieder nach 
einer Regelschulzeit von 13 Jahren – ohne Pflicht zum 
Nachmittagsunterricht – abgelegt wird, befassen. Dieses 
Ziel soll durch eine entsprechende Änderung des Schulge-
setztes NRW erreicht werden. 
 
2. Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsbe-
rechtigten) für das Volksbegehren für die Gemeinde 
Schlangen wird in der Zeit vom 24. bis zum 27. Januar 
2017 während der allgemeinen Öffnungszeiten in der Ge-
meinde Schlangen, - Bürgerbüro -, Kirchplatz 6, 33189 
Schlangen, für Eintragungsberechtigte zur Einsichtnahme 
bereit gehalten. 
 
Jeder Eintragungsberechtigte kann die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der zu seiner Person in dem Verzeichnis 
eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Eintragungs-
berechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit von ande-
ren im Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsbe-
rechtigten) eingetragenen Personen überprüfen will, hat er 
Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Un-
richtigkeit oder Unvollständigkeit des Verzeichnisses erge-
ben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hin-
sichtlich der Daten von Eintragungsberechtigten, für die im 
Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 des 
Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 
 
Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsbe-
rechtigten) wird im automatisierten Verfahren geführt. Die 
Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich. Zur 
Eintragung in die amtlich ausgelegten Listen wird nur zuge-
lassen, wer in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Ein-
tragungsberechtigten) eingetragen ist. 
 
3. Wer das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintra-
gungsberechtigten) für unrichtig oder unvollständig hält, 
soll sofort nach Einsichtnahme Einspruch einlegen; der 
Einspruch muss spätestens am letzten Tage der Einsicht-
frist eingelegt werden. 
 
4. Eine individuelle Benachrichtigung der in das Wählerver-
zeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten)  einge-
tragenen Eintragungsberechtigten über die Listenausle-
gung, die Voraussetzungen für die Eintragung in die Listen 
sowie die Eintragungsstellen erfolgt nicht. 
 
 
 
 
 

 
5. Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag  
    (Antragsmöglichkeit bis zum 31. Mai 2017) 
 

a) jeder in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Ein-
tragungsberechtigten) eingetragene Antragsteller, 

 
b) ein nicht in das Verzeichnis eingetragener Antragstel-

ler, wenn der nachweist, dass er ohne sein Verschul-
den die Einspruchsfrist versäumt hat oder wenn sich 
seine Berechtigung zur Teilnahme an dem Volksbe-
gehren erst nach Ablauf der Einspruchsfrist heraus-
stellt. 

 
Wer einen Antrag für einen anderen stellt, muss durch 
schriftliche Vollmacht des Antragstellers nachweisen, 
dass er hierzu berechtigt ist. 

 
Schlangen, den 16. Januar 2017 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Aust 

Kr.Bl.Lippe 19.01.2017 
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